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Langfristige Planung der Wirtschaftsgesetzgebung
Im Bericht des Zentralkomitees an den IX. Parteitag 
der SED hat Genosse Erich H o n e c k e r  festgestellt, 
daß die Tätigkeit zun Vervollkommnung des sozialisti­
schen Rechts planmäßig fortgeführt wird. Es wurde 
der Auftrag gegeben, für wichtige Bereiche des gel­
tenden Rechts ihre Übereinstimmung mit den Erfor­
dernissen der Entwicklung gründlich zu prüfen und in 
sich geschlossene Regelungen anzustreben./l/

Übereinstimmung von gesellschaftlicher Entwicklung 
und Rechtsentwicklung

Mancher mag sich gefragt haben, warum es notwendig 
war, nach der erfolgreichen Erfüllung des Gesetzge­
bungsprogramms des VIII. Parteitages auch auf dem 
IX. Parteitag so nachdrücklich und aus so prinzipieller 
Sicht den weiteren Ausbau des sozialistischen Rechts 
zu fordern. Die Antwort ist klar: Die Erneuerung und 
Vervollkommnung des sozialistischen Rechts ist eine 
ständige Aufgabe. Anders als das bürgerliche Recht, 
das bloß den Rahmen für die spontanen, gesellschafts­
blinden Handlungen der einzelnen Privateigentümer 
abgibt oder mehr oder weniger als nacktes Unter­
drückungsinstrument fungiert, ist das sozialistische 
Recht selbst Triebkraft der gesellschaftlichen Ent­
wicklung. Gerade deshalb muß es, wenn, es seine Auf­
gabe erfüllen will, eng mit der gesellschaftlichen Ent­
wicklung verzahnt sein und den Anforderungen, die 
diese Entwicklung stellt, in jeder Etappe genau ent­
sprechen. Eine planmäßige und langfristig angelegte 
Gesetzgebungsarbeit, die die Überprüfung der erlasse­
nen Gesetze auf ihre Übereinstimmung mit den her­
angereiften Bedingungen und Anforderungen ein- 
schließt, gehört zum Wesen des sozialistischen 
Rechts./2/
Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Qualität der Ge­
setzgebung in dem hier dargelegten Sinne, d. h. im 
Sinne ihrer Übereinstimmung mit der erreichten Stufe 
der gesellschaftlichen Entwicklung, außerordentlich 
stark das Niveau der Gesetzlichkeit beeinflußt. Na­
türlich brauchen wir stabile, auf längere Frist ange­
legte Gesetze. Wir können aber die Autorität des so­
zialistischen Rechts gegen scheinbare Zweckmäßig­
keitserwägungen, insbesondere gegen solche Zwänge,

fl/ Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an den 
IX. Parteitag der SED, Berlin 1976, S. 113.
/2/ Vgl. dazu die aus theoretischer Sicht sehr treffenden Aus­
führungen von J. Lekschas in einer Diskussion über Thesen von 
H. Such, Stabilität des sozialistischen Rechts und gesellschaftliche 
Entwicklung, Sitzungsberichte der Akademie der Wissenschaften 
der DDR Nr. 9/G, Berlin 1976, S. 31 ff.

die angeblich vom Plan ausgehen sollen, nur dann er­
folgreich durchsetzen, wenn zugleich Überholtes rasch 
aufgehoben und Neues rechtzeitig vorbereitet und in 
Kraft gesetzt wird. Rechtsnormen, die nur noch formal 
gelten, in der praktischen Arbeit aber „unterspült“ 
sind, üben einen (vielleicht noch weithin unterschätz­
ten) negativen Einfluß auf das Rechtsbewußtsein 
aus./3/ Umgekehrt ist ein aktuelles und zugleich über­
schaubares Recht erwiesenermaßen ein wesentlicher 
Faktor der Festigung der Gesetzlichkeit. W. I. L e n i n  
erklärte 1922 bei der Begründung des ersten sowjeti­
schen Zivilgesetzbuchs: „Wenn die Praxis des Lebens 
Mißbräuche zutage fördert, die wir früher nicht wahr­
genommen haben, werden wir sofort die notwendigen 
Korrekturen vornehmen.“ Und er wies darauf hin, daß 
die anderen Staaten „eine solche Schnelligkeit in der 
Gesetzgebung, wie sie bei uns üblich ist,“ nicht ken- 
nen./4/
Ein Schwerpunkt bei der Vervollkommnung des so­
zialistischen Rechts- liegt heute darin, Gesetzbücher 
und andere große, weit in die Zukunft reichende Ge­
setze zu schaffen. Gesetze dieser Art leisten einen be­
deutenden Beitrag zur Stabilität der sozialistischen 
Gesellschaft als Ganzes. Sie haben, Wie es Genosse 
L. I. B r e s h n e w  auf dem XXV. Parteitag der KPdSU 
ausdrückte, „große soziale und politische Bedeu­
tung“.^/ Vor allem über die grundlegenden Rechts­
prinzipien, die in ihnen, so z. B. in der Verfassung, im 
Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Organe, im Zivilgesetzbuch, im künftigen Arbeitsge­
setzbuch, fixiert werden, nehmen sie einen tieferen 
und nachhaltigeren Einfluß auf das Rechtsbewußtsein 
des Volkes als die laufende Gesetzgebung. Die Ent­
stehungsgeschichte des Zivilgesetzbuchs und des Ent­
wurfs des Arbeitsgesetzbuchs zeigt, daß sie zugleich 
auch einen weit höheren wissenschaftlichen Aufwand 
und entsprechenden Vorlauf erfordern. Das heißt, auch 
von dieser Seite her wachsen die Anforderungen an die 
Planmäßigkeit und Proportionalität - der Rechtsent­
wicklung.
Die systematische Schaffung neuer grundlegender Ge­
setze und Gesetzbücher und ihre Zusammenführung 
zu einem in sich geschlossenen (wenn auch ständig in 
Veränderung befindlichen) Rechtssystem wird immer 
mehr zum charakteristischen Merkmal der Rechtsent-
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/3/ Vgl. Lekschas, a. a. O., S. 30.
Hl W. I. Lenin, „Rede aul der IV. Tagung des Gesamtrussischen 
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/5/ L. I. Breshnew, Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees der 
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